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Zweiter Abschnitt 

/ Amtszeit des Personalrates

§26

(Amtszeit)

Die regelmäßige Amtszeit des Personalrats beträgt vier Jahre. Die 
Amtszeit der nach diesem Gesetz gewählten Personalräte endet im 
Hinblick auf § 27 Abs. 5 spätestens am 31. 05. 1995. Die Amtszeit 
beginnt mit dem Tage der Wahl.

§27

(Zeitpunkt der Wahl und Ende der Amtszeit nach unregelmäßiger
Wahl)

(1) Die regelmäßigen Personal rats wählen finden alle vier Jahre in 
der Zeit vom 1. März bis 31. Mai statt

(2) Außerhalb dieser Zeit ist der Personalrat zu wählen, wenn

1. mit Ablauf von vierundzwanzig Monaten, vom Tage der Wahl 
gerechnet, die Zahl der regelmäßig Beschäftigten um die Hälfte, 
mindestens aber um 50 gestiegen oder gesunken ist oder

2. die Gesamtzahl der Mitglieder des Personalrates auch nach 
Eintreten sämtlicher Ersatzmitglieder um mehr als ein Viertel 
der vorgeschriebenen Zahl gesunken ist oder

3. der Personalrat mit der Mehrheit seiner Mitglieder seinen 
Rücktritt beschlossen hat oder

4. der Personalrat durch gerichtliche Entscheidung aufgelöst ist 
oder

5. in der Dienststelle kein Personalrat besteht.

(3) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 bis 3 führt der Personalrat die 
Geschäfte weiter, bis der neue Personalrat gewählt ist.

(4) § 27 Abs. 4 BPersVG findet keine Anwendung.

(5) Hat außerhalb des für die regelmäßigen Personalratswahlen 
festgelegten Zeitraumes eine Personalratswahl stattgefunden, so ist 
der Personalrat in dem auf die Wahl folgenden nächsten Zeitraum der 
regelmäßigen Personalratswahlen neu zu wählen. Hat die Amtszeit 
des nach dipsem Gesetz gewählten Personalrates zu Beginn des für 
die regelmäßigen Personalratswahlen festgelegten Zeitraumes noch 
nicht ein Jahr betragen, so ist der Personalrat in dem übernächsten 
Zeitraum der regelmäßigen Personalratswahlen neu zu wählen.

§28

(Ausschluß aus dem Personalrat und Auflösung des Personalrats)

(1) Auf Antrag eines Viertels der Wahlberechtigten oder einer in 
der Dienststelle vertretenen Gewerkschaft kann das Verwaltungsge­
richt, bis zu dessen Bildung die Kammer für Arbeitsrecht des 
Kreisgerichtes den Ausschluß eines Mitgliedes aus dem Personalrat 
oder die Auflösung des Personalrates wegen grober Vernachlässi­
gung seiner gesetzlichen Befugnisse oder wegen grober Verletzung 
seiner gesetzlichen Pflichten beschließen. Der Personalrat kann aus 
den gleichen Gründen den Ausschluß eines Mitgliedes beantragen. 
Der Leiter der Dienststelle kann den Ausschluß eines Mitgliedes aus 
dem Personalrat oder die Auflösung des Personalrates wegen grober 
Verletzung seiner gesetzlichen Pflichten beantragen.

(2) Ist der Personalrat aufgelöst, so setzt der Vorsitzende der 
Fachkammer des Verwaltungsgerichts, bis zu seiner Bildung der 
Vorsitzende der Kammer für Arbeitsrecht des Kreisgerichtes, einen 
Wahlvorstand ein. Dieser hat unverzüglich eine Neuwahl einzuleiteh. 
Bis zur Neuwahl nimmt der Wahlvorstand die dem Personalrat nach 
diesem Gesetz zustehenden Befugnisse und Pflichten wahr.

§29
(Erlöschen der Mitgliedschaft)

(1) Die Mitgliedschaft im Personalrat erlischt durch
1. Ablauf der Amtszeit,
2. Niederlegung des Amtes,
3. Beendigung des Dienstverhältnisses,
4. Ausscheiden aus der Dienststelle,
5. Verlust der Wählbarkeit,
6. gerichtliche Entscheidung nach § 28,
7. Feststellung nach Ablauf der in § 25 bezeichneten Frist, daß der 

Gewählte nicht wählbar war.

(2) § 29 Abs. 2 BPersVG findet keine Anwendung.

§30
(Ruhen der Mitgliedschaft)

findet keine Anwendung.

§31
(Ersatzmitglieder)

(1) Scheidet ein Mitglied aus dem Personalrat aus, so tritt ein 
Ersatzmitglied ein. Das gleiche gilt, wenn ein Mitglied des Personalra­
tes zeitweilig verhindert ist.

(2) Die Ersatzmitglieder werden der Reihe nach aus den nicht 
gewählten Beschäftigten derjenigen Vorschlagslisten entnommen, 
denen die zu ersetzenden Mitglieder angehören. Ist das ausgeschiede­
ne oder verhinderte Mitglied mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt, 
so tritt der nicht gewählte Beschäftigte mit der nächsthöheren 
Stimmenzahl als Ersatzmitglied ein.

(3) § 31 Abs. 3 BPersVG findet keine Anwendung.

(4) Im Falle des § 27 Abs. 2 Nr. 4 treten Ersatzmitglieder nicht ein.

Dritter Abschnitt 
Geschäftsführung des Personalrates

§32
(Vorsitzender und Vorstand)

(1) Der Personalrat bildet aus seiner Mitte den Vorstand. Besteht 
der Personalrat aus fünf oder mehr Mitgliedern, so bildet er einen aus 
drei Mitgliedern bestehenden Vorstand. Der Vorstand führt die 
laufenden Geschäfte.

(2) Der Personalrat bestimmt mit einfacher Mehrheit, welches 
Vorstandsmitglied den Vorsitz übernimmt. Er bestimmt zugleich die 
Vertretung des Vorsitzenden durch seine Stellvertreter.

(3) Der Vorsitzende vertritt den Personalrat im Rahmen der von 
diesem gefaßten Beschlüsse.

§33
(Erweiterter Vorstand)

Hat der Personalrat elf oder mehr Mitglieder, so wählt er aus seiner 
Mitte mit einfacher Stimmenmehrheit zwei weitere Mitglieder in den 
Vorstand. Sind Mitglieder des Personalrates aus Wahlvorschlagsli­
sten mit verschiedenen Bezeichnungen gewählt worden und sind im 
Vorstand Mitglieder aus derjenigen Liste nicht vertreten, die die 
zweitgrößte Anzahl, mindestens jedoch ein Drittel aller von den 
Angehörigen der Dienststelle abgegebenen Stimmen erhalten hat, so 
ist eines der weiteren Vorstandsmitglieder aus dieser Liste zu wählen.

§34
(Einberufung der Sitzungen)

(1) Spätestens sechs Arbeitstage nach dem Wahltage hat der 
Wahlvorstand die Mitglieder des Personalrates zur Vornahme der


